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Nr. 1.5 Öffentliche Auflage und Einwendungen (§ 24 BauG) 

Die Gemeinde legt den vorgeprüften Entwurf der Nutzungs- und Sondernutzungspläne während 

30 Tagen öffentlich auf, einschliesslich zugehörigen Erläuterungen und Vorprüfungsbericht (§ 24 

Abs. 1 BauG). Betroffene mit schutzwürdigen eigenen Interessen können während dieser Frist Ein-

wendung erheben. Einwendungen sind Voraussetzung dafür, dass im späteren Rechtsschutzverfah-

ren allenfalls Beschwerde erhoben werden kann (§ 4 Abs. 2 BauG). 

Ergänzung Planungsbericht bei Mehrwertabgaberelevanz 

• Sofern aufgrund des Entwurfs eines Nutzungsplans voraussichtlich eine Mehrwertabgabe erho-

ben wird, ergänzt die Gemeinde den Planungsbericht vor der öffentlichen Auflage der Nutzungs-

planung mit der Abgabepflicht und der mutmasslichen Gesamthöhe aller zu erwartenden Einnah-

men aus der Mehrwertabgabe (mit Hinweis auf die Anteile der Gemeinde und des Kantons).  

• Zusätzlich orientiert die Gemeinde alle von der Mehrwertabgabe betroffenen Grundeigentümer 

spätestens bis zur öffentlichen Auflage der Nutzungsplanung individuell über die voraussichtliche 

Höhe der sie betreffenden Mehrwertabgabe (§ 28b Abs. 1 BauG). 

Öffentliche Auflage 

• Nach Abschluss der Vorprüfung legt die Gemeinde die Entwürfe der Nutzungs- und Sondernut-

zungspläne mit den zugehörigen Erläuterungen und dem Vorprüfungsbericht öffentlich auf. 

• Die Gemeinde sorgt für die Publikation der öffentlichen Auflage im amtlichen Publikationsorgan 

der Gemeinde sowie im kantonalen Amtsblatt (§ 10 BauV). Es steht ihr frei, die Publikation an 

weiteren geeigneten Stellen vorzunehmen. In der Publikation sind genaue Angaben der Örtlich-

keiten zu machen (Flur-/Quartierbezeichnung; Koordinaten der Landeskarte). Dadurch erhalten 

unter anderem die beschwerdeberechtigten gesamtkantonalen und regionalen Organisationen die 

Möglichkeit, auf einfache Weise zu klären, ob sie gemäss § 4 Abs. 3 und 4 BauG beschwerdebe-

rechtigt sind.  

• Die Frist der öffentlichen Auflage beträgt 30 Tage (§ 24 Abs. 1 BauG). 

• Eine zweite öffentliche Auflage vor dem Beschluss des zuständigen Gemeindeorgans ist dann 

nötig, wenn die Entwürfe im Rahmen des Einwendungsverfahrens wesentlich beziehungsweise 

nicht lediglich unwesentlich geändert wurden. 
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Einwendungen 

• Wer ein schutzwürdiges eigenes Interesse besitzt, kann während der Auflagefrist Einwendung er-

heben (§ 24 Abs. 2 BauG). 

• Gesamtkantonale und regionale Organisationen gemäss § 4 Abs. 3 und 4 BauG sind ebenfalls 

einwendungsberechtigt. Die Liste der einwendungsberechtigten Organisationen ist bei der 

Rechtsabteilung auf Papier oder elektronisch erhältlich1. 

• Der Gemeinderat entscheidet, in der Regel nach Durchführung einer Einigungsverhandlung, über 

die Einwendungen (§ 24 Abs. 2 BauG). 

• Will der Gemeinderat im Rahmen des Einwendungsverfahrens von der vorgeprüften Vorlage we-

sentlich abweichen, ist eine vorgängige Abklärung mit dem/der zuständigen Kreisplaner/in der Ab-

teilung Raumentwicklung nötig.  

Abschluss des Einwendungsverfahrens im allgemeinen Nutzungsplanverfahren 

• Der Gemeinderat entscheidet über die Einwendungen. Der Entscheid ist den Einwendenden 

schriftlich zu eröffnen, versehen mit einer Begründung und der Rechtsmittelbelehrung. 

• Die Ergebnisse des Einwendungsverfahrens sind gemäss § 25 Abs. 1 BauG dem zuständigen 

Organ (Gemeindeversammlung, Einwohnerrat) bekannt zu geben, ebenso die Abweichungen 

vom öffentlich aufgelegten Entwurf einschliesslich zugehöriger Begründung. 

• Das Ergebnis kann in der Abstimmungsbroschüre, im Bericht nach Art. 47 RPV oder in einem se-

paraten Dokument dargestellt werden. 

Abschluss des Einwendungsverfahrens im Sondernutzungsplanverfahren 

• Der Gemeinderat entscheidet über die Einwendungen zusammen mit dem Beschluss über den 

Sondernutzungsplan. Der Entscheid ist den Einwendenden sowie allfälligen weiteren Verfahrens-

beteiligten schriftlich zu eröffnen, versehen mit einer Begründung und der Rechtsmittelbelehrung. 

• Der Entscheid ist den Beteiligten unverzüglich zuzustellen, er muss vor der Publikation (Beginn 

der Beschwerdefrist) bei den Beteiligten eintreffen (Abholfrist beachten). 

Unwesentliche Änderung der allgemeinen Nutzungspläne (ohne öffentliche Auflage) 

• Bei unwesentlichen Änderungen der Zonenpläne (§ 25 Abs. 3 lit. b BauG; § 11 BauV) ist eine öf-

fentliche Auflage nicht erforderlich. Die Betroffenen sind aber in jedem Fall vor dem Beschluss 

des Gemeinderats anzuhören (§ 21 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege). 

• Die Anhörung der Betroffenen erfolgt in der Regel durch schriftliche Information, verbunden mit 

der Einladung zur Stellungnahme und allfälligen Einwendungen innert einberaumter Frist (in der 

Regel 30 Tage). 

  

 

1 Departement Bau, Verkehr und Umwelt, Rechtsabteilung, Entfelderstrasse 22, 5001 Aarau 

www.ag.ch/bvu > Bauen > Baurecht > Verbandsbeschwerde 

http://www.ag.ch/bvu
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Publikationstext 

Zwingend erforderliche Angaben der Publikation sind (vgl. Beilage "Textvorlage"):  

• Auflagegegenstand (eventuell in Kombination mit Umweltverträglichkeitsbericht [UVB] usw.) 

• Ortsangaben (Flur-/Quartiername), Schwerpunktkoordinaten gemäss Landeskarte 

• Auflagezeitraum und -ort 

• Kreis der Einwendungsberechtigten (Hinweis auf § 4 Abs. 3 und 4 BauG) 

• Mindestinhalt einer Einwendung (Antrag und Begründung) 

• Adressat der Einwendung 

• Absender 

Beilagen 

1. Textvorlage Publikation Allgemeine Nutzungsplanung 

2. Textvorlage Publikation Sondernutzungsplanung 


